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Limitationen: So seien während der Erpro-
bung umgesetzte technische und methodi-
sche Optimierungen unberücksichtigt geblie-
ben; die der Auswertung zugrundeliegende 
Stichprobe sei nicht repräsentativ; auch habe 
es nur ein sehr enges Zeitfenster für die Daten-
eingabe gegeben, während gleichzeitig nur 
unzureichende Unterstützungsstrukturen 
vorhanden gewesen seien. Der Abschluss-
bericht zu ÄPS-BÄK bestätige die grundsätz-
liche Eignung des Instruments für den Einsatz 
in Krankenhäusern, betonte Dr. Susanne 
Johna, BÄK-Vizepräsidentin und Erste Vor-
sitzende des Marburger Bundes. Eine erneu-
te Erprobung unter verbesserten Rahmen
bedingungen dürfte zu deutlich besseren 
Ergebnissen führen. „Die Streichung der ge-
setzlichen Grundlagen für eine verbindliche 
ärztliche Personalbemessung ist ein falsches 
Signal für die Qualität und Sicherheit der 
Patientenversorgung“, kritisierte Johna. Ohne 
transparente Kriterien bleibe unklar, wie der 
tatsächliche Personalbedarf ermittelt und 
nachgewiesen werden soll. Die BÄK-Vizeprä-
sidentin befürchtet, dass gerade angesichts 
des zunehmenden wirtschaftlichen Drucks 
auf die Krankenhäuser die Gefahr bestehe, 
dass zulasten des ärztlichen Personals und 
damit auch der Patientensicherheit gespart 
wird. „Eine patienten- und aufgabengerechte 
ärztliche Personalbemessung bleibt deshalb 
unverzichtbar“, forderte Johna.

Mangelnder politischer Wille

Auch Professor Dr. Armin Grau, Initiator 
der Kleinen Anfrage aus der Bundestags-
fraktion von Bündnis 90/Die Grünen und 
Mitglied im Gesundheitsausschuss, weist 
auf erhebliche methodische Schwächen in 
dem KPMG-Gutachten zu ÄPS-BÄK hin. Dass 
vom BMG die Einführung eines Personal-
bemessungsinstruments mit dem Gutachten 
zur Erprobungsphase ad acta gelegt worden 
sei und ausschließlich den Krankenhäusern 
die Verantwortung für eine gute ärztliche 
Personalausstattung zugewiesen werde, 
zeuge von mangelndem politischem Willen 
und von der Fehleinschätzung der Bedeu-
tung dieses Themas. Aus eigener Erfahrung 
wisse er, dass eine bedarfsgerechte perso-
nelle Ausstattung in den Krankenhäusern 
eine grundlegende Voraussetzung für eine 
qualitativ hochwertige stationäre Versor-
gung der Patientinnen und Patienten ist. 

mittlung einer bedarfsgerechten ärztlichen 
Personalausstattung in Abteilungen der so-
matischen Versorgung evaluieren zu lassen. 
Für diese Erprobungsphase sollte laut Gesetz 
eine repräsentative Auswahl an Kranken-
häusern zur Teilnahme verpflichtet werden. 
Abhängig vom Erprobungsergebnis hätte das 
BMG die Anwendung eines Personalbemes-
sungssystems und die auf dieser Grundlage 
erforderliche Zahl von Ärztinnen und Ärzten 
verordnen können. 

Aus nach modellhafter Erprobung

Im April 2025 wurde die Wirtschaftsprü-
fungsgesellschaft KPMG damit beauftragt, 
die modellhafte Erprobung eines Verfahrens 
zur Ermittlung einer angemessenen ärztli-
chen Personalausstattung auf der Basis von 
ÄPS-BÄK durchzuführen. In dem im Novem-
ber 2025 vorgelegten Abschlussbericht 
kommt KPMG zu dem Ergebnis, dass sich 
das Personalbemessungssystem der BÄK 
nicht für einen verpflichtenden flächende-
ckenden Einsatz eigne. Eine Vielzahl der 
innerhalb der ÄPS-BÄK-Systematik gemach-
ten Zeitangaben beruhe auf subjektiven 
Häufigkeits- und Zeitaufwandsschätzungen, 
einheitliche Methodiken zur Zählweise oder 
Messzeitpunkte seien seitens des Instru-
ments nicht vorgegeben. Eine Vergleichbar-
keit der Ergebnisse zwischen verschiedenen 
Krankenhäusern sei nicht gegeben. 

Den gesetzlichen Auftrag zur Erprobung 
von ÄPS-BÄK sah das BMG mit Vorliegen des 
KPMG-Abschlussberichts als erledigt an, 
antwortete es im Juni 2026 auf eine Kleine 
Anfrage von Abgeordneten von Bündnis 90/
Die Grünen zur ärztlichen Personalbemes-
sung in Krankenhäusern. ÄPS-BÄK komme 
für einen hausübergreifenden Vergleich 
nicht infrage, könne aber hausintern genutzt 
werden, um Personalbedarfe festzustellen. 
Im Übrigen liege es in der Organisations-
hoheit und Verantwortung der Krankenhäu-
ser, eine bedarfsgerechte ärztliche Personal-
ausstattung sicherzustellen. Es sei jedoch 
grundsätzlich denkbar, dass künftig die für 
die Krankenhausplanung zuständigen Lan-
desbehörden auch die Erfüllung von Anfor-
derungen ärztlicher Personalbemessungs-
systeme, wie etwa ÄPS-BÄK, vorgeben.

Von der Bundesärztekammer gab es Kritik 
an der Durchführung der Erprobungsphase 
von ÄPS-BÄK. Sie verwies auf wesentliche 

Nach einer Erprobungsphase ist die 
flächendeckende verpflichtende 
Einführung des von der 
Bundesärztekammer entwickelten 
ärztlichen Personalbemessungssystems 
nicht mehr vorgesehen.

von Thomas Gerst

„L
angfristig ist unser Ziel, dass die 
Krankenhäuser wieder mehr Luft 
und Beinfreiheit bekommen sol-
len, statt sie mit immer neuen 

Personalbemessungsinstrumenten, Melde-
wegen und Doppelerhebungen zu überzie-
hen.“ Simone Borchardt, gesundheitspoliti-
sche Sprecherin der CDU/CDU-Fraktion im 
Deutschen Bundestag, brachte bei der Bun-
destagsdebatte zum GKV-Beitragssatzstabili-
sierungsgesetz (BStabG) am 10. Juli 2026 deut-
lich zum Ausdruck, dass die flächendecken-
de verpflichtende Anwendung des ärztlichen 
Personalbemessungssystems der Bundesärz-
tekammer (ÄPS-BÄK) nach einer ersten Er-
probungsphase nicht mehr in Frage komme. 
In einer Pressemitteilung des Bundesgesund-
heitsministeriums (BMG) vom gleichen Tag 
hieß es, die Krankenhäuser würden über eine 
Generalnorm gesetzlich verpflichtet, in allen 
Personalbereichen für eine Personalbeset-
zung zu sorgen, die für eine gute Qualität der 
Leistungen erforderlich ist. Von der verpflich-
tenden Einführung der Personalbemessungs-
instrumente auch im ärztlichen Bereich wer-
de Abstand genommen. 

Ermittlung des Personalbedarfs

Das Personalbemessungssystem der BÄK 
war entwickelt worden, um den ärztlichen 
Personalbedarf in Krankenhausabteilungen 
über die Routineaufgaben in der direkten 
Patientenversorgung hinaus realistisch ab-
bilden zu können. Berücksichtigt wurde mit 
dem neuen System eine Vielzahl zusätzlicher 
administrativer und qualitätssichernder Auf-
gaben, auch ein erhöhter Zeitaufwand für 
spezifische Patientengruppen oder für die 
Durchführung der ärztlichen Weiterbildung. 
Mit dem Krankenhausversorgungsverbesse-
rungsgesetz, das zum Jahresbeginn 2025 in 
Kraft trat, war das BMG verpflichtet worden, 
das von der BÄK entwickelte System zur Er-

Mehr „Beinfreiheit“ für Krankenhäuser
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Stabil in der Krise? –  
Hilfe für Helfende bei Belastungen  
im ärztlichen Beruf

Anmeldung und Information
Die Teilnahme ist kostenfrei. 
Anmeldungen zur Veranstaltung sind erforderlich und können 
online durchgeführt werden unter: 
www.aekno.de/veranstaltungen/aerztegesundheit

Bei Interesse bitten wir um eine Anmeldung bis zum  
25.09.2026.  
Fragen zur Veranstaltung beantwortet Ihnen das Team des  
Veranstaltungsmanagements unter Tel.: 0211 4302 2216,
veranstaltungen@aekno.de

Online-Veranstaltung 

KAMMERFORUM Ärztliche Gesundheit:
Resilienzstärkung  •  Prävention  •  Krisenintervention  •  Führung  •  Arbeitskultur

Impulsvorträge

Diskussion mit 
dem Plenum

Begrüßung, Einführung

Vorwort

Moderation

Stark zurück in den Praxisalltag – 
Resilienz und Krisenintervention für 
Second Victims in der ambulanten 
Versorgung

Zwischen Arbeitsalltag, Fehlerkultur 
und Fürsorge – Was braucht es im 
klinischen Alltag?                         

Psychosoziale kollegiale Unter- 
stützung nach schwerwiegenden 
Ereignissen im medizinischen Alltag

Gesund im Arztberuf – Anspruch  
oder Wirklichkeit?

Ende der Veranstaltung

Christa Bartels, Fachärztin für Nervenheilkunde und Ärztliche  
Psychotherapeutin, Vorstandsmitglied und Vorsitzende des Ausschusses  
„Ärztegesundheit und Gewaltprävention“ 

Dr. med. Jana Rönsch, Fachärztin für Anästhesiologie, Klinik für  
Anästhesiologie und Operative Intensivmedizin am Universitätsklinikum 
Köln, Mitglied des Ausschusses „Ärztegesundheit und Gewalt- 
prävention“

Dr. med. Christian Hermanns, M.A., Südwestrundfunk

Dr. med. Peter Kaup, Facharzt für Anästhesiologie und Allgemein- 
-

mitglied der Gutachterkommission bei der Ärztekammer Nordrhein

Dr. med. Clara Kerth, Assistenzärztin der Klinik für Anästhesie,  
Intensiv- und Notfallmedizin am Rhein-Maas Klinikum Würselen,  
Mitglied des Ausschusses „Ärztegesundheit und Gewaltprävention“
Dr. med. Jana Rönsch, Fachärztin für Anästhesiologie, Klinik für  
Anästhesiologie und Operative Intensivmedizin am Universitätsklinikum 
Köln, Mitglied des Ausschusses „Ärztegesundheit und Gewalt- 
prävention“

PD Dr. med. Katharina Schütte-Nütgen, Fachärztin für Innere Medizin, 
Oberärztin ZNA der Klinik für Akut- und Notfallmedizin am Elisabeth- 
Krankenhaus Essen, Ansprechpartnerin der Zweigstelle PSU Akut e. V.  
in NRW/Essen

Moderation: Dr. med. Christian Hermanns, M.A.,Südwestrundfunk

Christa Bartels, Dr. med. Peter Kaup, Dr. med. Clara Kerth,  
Dr. med. Jana Rönsch, PD Dr. med. Katharina Schütte-Nütgen

Donnerstag, 1. Oktober 2026, 19:00 – 21:15 Uhr

CME-Punkte
Die Veranstaltung ist mit
3 Fortbildungspunkten
anerkannt. 
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